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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.02.1997 

Geschäftszahl 

94/17/0344 

Rechtssatz 

Eine Berichtigung iSd § 62 Abs 4 AVG ist überall dort ausgeschlossen, wo sie eine nachträgliche Änderung des 
Spruchinhalts des berichtigten Bescheides oder die Sanierung eines unterlaufenen Begründungsmangels bewirkt. 
Hingegen ist es geradezu Zweck des in Rede stehenden Instituts, den Wortlaut des Bescheides (in Spruch oder 
Begründung) von textlichen Unstimmigkeiten zu reinigen, die den wahren Sinn des Bescheides nicht in Frage 
stellen können, weil sie aus dem inhaltlichen Zusammenhang heraus als ein bloßes Versehen bei der 
Textgestaltung in die Augen springen. Mithin sind  tatsächliche Inhalt des Spruches des Bescheides von dem in 
klar erkennbarer Weise gewollten Inhalt abweicht und den von der Behörde ihrem Bescheid offensichtlich 
zugrundegelegten Gedanken unrichtig wiedergibt. 


